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Ve » ua « vrei « : Monatlich 3.— « M . el» fchl. Z «st«llze »ühr . — Einzelnummer i » Pfg . — « amriag « 15 Pf » — « njeigengebühr 14 Pf » für 1 mm Höhe und ei« Siebentel Breit «. Briefe und Gelder frei. Bei « jedembolunaen tariffester Rabatt , der al« « affenrabatt gvt und «erweigert « erden kann, wenn nicht binnen dier Wochen » ach Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt . Amtlich « Anzeigen find direkt an die Geschäftsstelle der Karl «,ruber ileitun » Badischer Staatsanzeiger , « arlfriedrichstraje 14, zu senden und werden in Vereinbarung mit dem Ministerium de« Innern berechnet. Bei Slageechebultg , zwangsweiser Beitreibung und Konkursverfahren fällt derRabatt fort Erfüllungsort Karlsruhe . — Im Fall « von höherer Gewalt , Streik , Sperre , Aussperrung , Maschinenbruch , Betriebsstörung im eigenen Betrieb oder in denen unserer Lieferanten , hat der Inserent keine Ansprüche^fall « die Zeitung »erfpittet , i» beschränktem Umlange oder nicht erscheint . — Für telephonische Abbestellung »»« « neigen wird keine Gewähr übrrnommen . Unverlangt « Drucksache« und Manuskripte werden nicht jnrückgegebe »und e» wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher Bergütnng ühernommen . Abbestellung der Zeitung kan» nur je bi« 25. auf Monatsschluß erfolgen . — Beilage « zur Karlsruher Zeitung , Badischer Slaat »anzeiger :Zentralhandelsregister für Bade », Badischer Zentralanzeiger für Beamte , Wissenschaft und Bildung , Badische Kultur und Seschichte, Badisch« « ohlfahrtsblätter , Amtlich « Berichte über die Verhandlungen des Badischen Landtag «

Neue Mobnungsbsu--
progrsmme

Die Senkung der landesüblichen Zinssätze bringt für den
Wohnungsneubau günstigere Aussichten. Bekanntlich war bis¬
her ein Wohnungsbau nur möglich mit Hilfe der sogenannten
Hauszinssteuer -Hypotheken. Wer etwa mit eigenen Mitteln
oder mit Leihgeld, daS er am offenen Kapitalmarkt erhalten
hatte , bauen wollte, müßte damit rechnen, daß die Kosten des
Baumaterials um rund 65 Prozent teurer als vor de-m Kriege
und daß auch die Arbeitslöhne nicht unerheblich gestiegen sind.
Wenn der Bauherr nun auch noch das Baugeld mit 8 Prozent
für erste' Hypotheken — gegenüber 4 Prozent vor dem Kriege— verzinsen soll, dann stellen sich in solchen aus eigenen Mit¬
teln erbauten neuen Häusern die Meten etwa 75 bis 90 Pr » ,
geut höher alS i« «ormale » Zeiten . AaS ist natürlich unwirt -
fchaftlich , und man darf sich nicht wundern , daß unter Um¬
ständen aus privaten Mitteln so gut wie überhaupt keine Woh-
nungsneubauten mehr vorgenommen werden .

Ein Neubau von Wohnungen ist, solange diese Lage an¬
dauert nur möglich unter Benutzung von billigen Hypotheken
auS öffentlichen Mitteln . Solche Hypotheken werden aus den
Erträgen der HauSzinSsteuer oder Gebäude -EntfchuldungS -
steuer, bisweilen auch aus anderen Quellen entnommen . Im
Jahre 1927 stehen zur Gewährung derartiger billiger Bauhy -
pocheken etwa 750 Mllionen Mark im ganzen Deutschen
Reich zur Verfügung . Diese Summe erscheint sehr hoch, ist
eS aber nicht , wenn sie dem vorhandenen Bedarf an Wohnun¬
gen gegenübergestellt wird . Berechnet man , daß für eine
Zweizimmerwohnung mit Küche im Durchschnitt bisher eine
Hauszinssteuerhypothek von etwa 6000 Mark hergegeben wer¬
den mußte, so würde die gesamte zur Verfügung stehendeSumme von 750 Millionen gerade ausreichen , um etwa
125 000 Zweizimmerwohnungen herzustellen . Das ist aber
angesichts der außerordentlich großen Wohnungsnot zu wenig.
ES kommt also darauf an , die vorhandenen Mittel so zu
strecken, daß mehr Wohnungen damit erstellt werden können.

Solange der Landeszinsfutz hoch war , bestand hierzu kei¬
nerlei Aussicht, denn man kann die öffentlichen Mittel nur
dadurch strecken, daß man Privatmittel zu nicht allzu hohem
Zinsfuß erlangt und dadurch an öffentlichen Mitteln spart .
Seitdem es aber möglich ist, erste Hypotheken zu 7 )4 biS
8 Prozent zu erhalten , haben sich neue Möglichkeiten zur
Heranziehung privaten Kapitals für den WohnungSneubau
ergeben . So sind in letzter Zeit eine ganze Reihe von Pro¬
jekten entworfen und den zuständigen Behörden vorgelegt
worden , denen allen das Ziel gemeinsam ist, durch Heranzie¬
hung von nicht allzu teuren privaten Kapitalien die Ha «s-
ginSsteuergelder zu strecken, damit mit ihnen eine größere An¬
zahl Wohnungen als bisher erbaut werden kann.

Bon allen diesen viel zu vielen Plänen ist der interessan¬
teste und aussichtvollste der des! Deutschen Sparkaffe » , und
GirovrrbandeS . Es ist an sich schon außerordentlich interes¬
sant und erfreulich, daß die Sparkaffen ihre aus den Er -
sparniffen der breiten Masse stammenden Einlagenbessiinde in
größerem Umfange als bisher zur Förderung des Kleinwoh -
ungsbaues benutzen wollen. Bei dem vorliegenden Plan wirdins Auge gefaßt, Neubauwohnungen herzustellen , derenMiete nicht wesentlich höher sein soll als die Friedensmtrte .Vollkommen ist dieses Ziel freilich wohl nicht zu erreichen .Man wird immerhin damit rechnen müssen, daß die Wohnun -
gen in den Neubauten , wenigstens in den größeren Städten ,etwa 20 bis 30 Prozent höher als .die Friedensmiete » seinwerden . Darin ist um so weniger eine Schwierigkeit zu er¬blicken als voraussichtlich auch die alte » Wohnungen in eins,ger Zeit diesen Mietstand erreichen werden und als anderer¬seits die neuen Wohnungen vielfach vor den alten bevorzugtsverden dürften .

Nach dem Sparkassenprojekt sollen nun von den Baukostender Neubauwohnungen 60 Prozent durch «ine erste Hypothek
beschafft werden, die die Sparkassen zur Verfügung stellenwollen. Die Zinsen dieser Hypothek werden allerdings imJahre 1927 noch 7 Prozent betragen müssen. Man rechnetaber damit , daß dieser Zinssatz bis zum Jahre 1929 ange -
sichts der allgemeinen Tendenz zur Senkung der Zinssätzebis auf 4 bis 4 )4 Prozent wird herabgesetzt werden können.Als zweite Hypothek braucht dann nur noch ein Betrag von80 Prozent der Baukosten aus Hauszinssteuer -Hypotheke«
aufgebracht werden, während der Rest von 10 Prozent vondem Bauherrn selbst bereitgestellt werden rnuß . Nimmt man
also z . B . an , daß der Bau einer Zweizimmerwohnung und
Küche unter ländlichen oder kleinstädtischen Verhältnissen nur8000 Mark kostet, so würde hiervon durch die Sparkassen ein
Betrag von 4800 Mark zu 7 Prozent zur Verfügung gestelltwerden ; weitere 2400 Mark könnten zu 4 Prozent als Haus¬

zinSsteuer-Hypothek gewährt werden, während für den Restvon 800 Mark der Bauherr aufzukommen hat , wobei ein¬
schließlich der Lasten eine neunprozentige Verzinsung in An.
rec^ iung gebracht wird. Das würde dann insgesamt eine
Zinsbelastung von 604 Mark für eine ländliche oder klein¬
städtische Zweizimmerwohnung mit Küche ergeben . Unter
großstädtischen Verhätniffen dürfte sich der Bau einer ent¬
sprechenden Wohnung auf etwa 10000 Mark , die jährliche
Zinsbekastung auf zirka 630 Mark stellen. Vom Jahre 1929
ab würde diese Belastung um etwa 10 bis 20 Prozent ge¬
senkt werden können.

Einen ähnlichen Plan wie die öffentlich-rechtlichen Spar¬
kassen haben die privaten Hypothekenbanken entworfen . Sie
wollen gleichfalls erste Hypotheken in Höhe von 60 Prozent der
Baukosten für den Wohnungsneubau zur Verfügung stellen.
Allerdings verlangen sie zum Unterschiede von den Sparkas¬
sen, daß die Gemeinden die Bürgschaft für de» dritten Totl
dieser Hypocheken übernehmen, wozu diese trotz der erst¬
stelligen Sicherheit in der Regel wohl nicht in der Lage seinwerden . Immerhin dürste hierüber eine Einigung wohl noch
möglich sein. Die Mittel für diese Hypotheken wollen sich die
Hypothekenbanken durch Ausgabe von vieretnhalbprozenttgen
Pfandbriefen beschaffen , die sie zu einem Kurse von 85
Prozent leicht unterzubringen hoffen, so daß freilich nochein erhebliches Disagio zu decken wäre, wozu wiederum aufdie Erträge der Hauszinssteuer zurückgegriffen werden soll.
Im übrigen gleicht dann das Projekt der Hypothekenbankendem der Sparkassen , indem weitere 80 Prozent der Bau¬
kosten als Hauszinssteuerhypotheken und 10 Prozent au»
eigenem Vermögen des Bauherrn gedeckt werden sollen. Die
Rentabilitätsrechnung würde hier ähnlich aussehen , wie bei
dem Projekt der Sparkassen, nur daß weitere Hauszinssteuer¬
mittel zur Deckung des Disagios . bei der Pfandbriefausgabeherangezogen werden müßten .

Endlich ist vom Verbände deutscher öffentlich-rechtlicher Kre¬
ditanstalten noch ein dritter Plan zur Finanzierung des
Wohnungsneubaues ausgearbeitet worden. Hier sollen die
Mittel für die erste Hypothek von den öffentlich-rechtlichen
Kreditanstalten hergegeben werden, und zwar nur bis zurHöhr v»n 40 Prozent des Bau - und Bodenwertes . Fürweitere 20 Prozent des Bau - und Bodenwertes will aber der
Verband der öffentlich-rechtlichen Kreditanstalten gleichfallsdie nötigen Gelder aufbringen , aber nur unter der Voraus¬
setzung , daß für diese zweiten Hypotheken im Betrage von
20 Prozent eine Bürgschaft seitens eines » ommunalverban -
deS übernommen wird. Zu ' diesem Zweck wird empfohlen,aus dem Aufkommen an Hauszinssteuern einen BürgschastS-
stcherungsfonds bis zur Höhe von 10 Prozent der zu über -
nehmenden Bürgschaft zu bilden. Die restlichen 30 Prozent
sollen dann wiederum aus HauSzinssteuermitteln und die
letzten 10 Prozent aus Eigenkapital des Bauherrn beschafftwerden. Auf Grund dieses Bauprogrammes soll im Jahre1927 im gesamten Reich der Bau von 200000 Wvhnungen mit
einem Gesamtaufwand von 2 Milliarden Mark möglich ge-
macht werden . Von diesen 2 Milliarden können 800 Mil .lionen Mark als erste Hypotheken durch die Kreditanstalten
beschafft werden, ferner gleichfalls von diesen 400 MillionenMark als zweite Hypotheken , jedoch unter Bürgschaft der
Kommunalverbände , zu deren Sicherung 40 Millionen Markaus den Hauszinssteuerfonds zu entnehmen wären ; dann
brauchten für dritte Hypotheken nur noch 600 Millionen Markaus Hauszinssteurr -Erttägen zur Verfügung gestellt werden,während 200 Millionen Mark das Eigenkapital der Bau¬
herren darstallen würden.

Bon den vorliegenden drei Plänen ist der der Sparkassenwohl der beste. Wenn dieser Plan sich in dem erforder -
lichen Umfange durchführen läßt , das heißt also, wenn die
Sparkassen wirklich 1,2 Milliarde« Mark innerhalb eines
Jahres für Wohnungsbauhypotheke», aufbringen können, sowürde das sicherlich eine »vesentliche Förderung de» Woh.«ungsneubaue » bedeuten, und die Sorgen um die Finanzie .rung des künftigen Wohnungsbaues würden sich ganz be-
trächtlich vermindern . M.A.

Die gestrigen Besprechungen im AnswSrtigen Ausschußüber die ruffischen Munitionslieferungen an die Reichswehrergaben nach der ..Tägl. Rundsch .". daß es sich um weit zu-rückliegende Munitionsbestellungen handelt . Daß man da-mals die Bestellungen in Rußland aufgab, hängt wohl mitder seinerzeit herrschenden Unsicherheit der innerdeuffchen Ver '
hältnisse zusammen . AuSgeführt wurden die Bestellungenerst ,n spateren Jahren , und die letzten Abnahmen sind erst imvorigen Jahre erfolgt . Gegen den Versailler Vertrag wurdemit der Abnahme der Lieferungen in keiner Weise verstoßenDie Kontrollkommission hat Sie Abnahme nicht beanstandet .Irgendwelche außenpolitisch« Komplikationen können alsoaus der Angelegenheit nicht erwachsen .

Deutscher « elchstag
j WTB . Berlin , 23. Febr .

Die zweite Lesung deS Haushalt 1927 wird beim
Etat des ReichssitstizministeriumS

fortgesetzt.
Abg. Dr . Everling (Dntl . ) wünscht dem neuen Justizmi -nister dem ersten aus dem Kreise der Deutschnationalen ,erfolgreiche Arbeit . Wir unterschätzen die Bedeutung derPresse nicht. Wir wünschen , daß der Grundsatz sachlicher Be»richterstattung wieder zu seinem Recht kommsi Solange dieEherechtsreform nur auf Erleichterung der Ehescheidungs-resorm hinausläuft , wehren wir uns dagegen im Einverständ¬nis mit unseren katholischen Freunden . Die Amnestie darfman nicht übersteigen. Wir wünschen einen Schutz der christ¬lichen Feiertage . Der 11. August einigt nicht das ganze Volkund ist kein Nationalfeiertag . Aber wenigstens ein Gedenk¬tag für die Opfer des Weltkrieges sollte doch möglich sein.Die Abstimmungsergebnisse des richterlichen Beratungszim¬mers müssen geheim bleiben. Die am meisten nach Klas¬senjustiz schreien, können am wenigsten Objektivität anfbrin -gen.
Abg. Dr . vockius (Ztrst dankt dem Minister für die Sach-

lichkelt mit der er die Vertrauenskrise behandelt hat . AbereS handelt sich hier viel mehr um eine Rechtsprechungskriseals Folge der Wirtschaftskrise. Die Aufwertungsgesetzgebungwäre nicht nötig gewesen , wenn die Richter rechtzeitig, wiedie Wirtschaft , den Grundsatz : „Mark gleich Mark" aufgegebenhätten . Aber das war eben nicht möglich ; deshalb liegt indieser Feststellung kein Vorwurf . Die Ehenot sehen auch wir,aber mit dem Wegfall der wirtschaftlichen Krise werden auchdie Voraussetzungen für die ehelichen Schwierigkeiten weg -
fallen . Deshalb lehnen wir die Erleichterung der Eheschei¬dung ab . Jede Erleichterung der Ehescheidung wirktzuungunsten der Frau . Aus der Rentnerfürorge mußz. B . ein Rechtsanspruch werden. Länder, von denenGebietsteile besetzt sind, haben einen Anspruch darauf , daßihre Steuerkvaft vom Reich wiederhergestellt wird . DieGnade des Finanzausgleichs genügt nicht.

Abg. Dr . Kahl (D - Vpt.) erinnert an das 50.jährige Beste¬hen des Reichsjustizministeriums am 1 . Januar . Leider ste¬hen den acht Staatssekretären , die in den 40 Jahren bis 1918
B

ewirkt haben , schon 15 verbrauchte Justizminister in achtfahren gegenüber . Das Thema von der Vertrauenskrise fängtan langweilig zu werden. Das Justizministerium darf in dieRechtsprechung gar nicht eingreifen und vor Verallgemeine¬rungen sollte man sich hüten . Meine Sorgen richten sich übri -gens gegen zu große Milde, zum Beispiel bei Kindermißhand¬lungen . Aber- unsere politische Gerichtsbarkeit ist ohne Tadel .Nicht die Gesinnung , sondern die Tat wird bestraft (Wider¬spruch links ) . Ihre (nach links) Behauptungen sind alle wie.verlegt worden (Lärm bei den Komm . ) . Die Hochverrats¬urteile enffprechen durchaus dem geltenden Recht . Aber derStaat kann kommunistischenIdealen gegenüber auch gar nichtauf sein Selbsterhaltungsrecht verzichten . Ich bin kein Uni-tarier , aber ein Übergang der Justizhohrit vvn den Länder »auf das Reich ist unbedingt notwendig. Die Justiz muß un.bedingt vereinheitlicht werden. Für die große Strafrechts¬reform ist eS Zeit , endlich die geschäftsordnungsmäßigen Vor¬bereitungen zu treffen . Die Ehescheidungsreform ist nochnicht reif für die Behandlung im Plenum . Nicht leugnenkann man aber die tiefe Schlucht zwischen Recht und Ge¬schehen (Unruhe im Zentrum ).
Abg. Dr . Rosenberg (Komm, ) . Man hat uns gefragt , obwir nicht auf den Boden der Verfassung treten wollten, dannkönne uns das Reichsgericht freundlicher behandeln. Ein sol¬ches Versprechen können wir nicht geben, denn der ganze Bor -schlag ist verfassungswidrig . Wir bleiben die alten .
Staatssekretär Joel/erklärt : Sprengstoff sei zentnerweisedurch schweren ElnbruchSdiebstahl entwendet und Handgrana -tenfabrcken übergeben worden. (Zuruf bei den Kommunisten:Wo war das ? ) In Baden z. B. beim Lörracher Ausstand.Von den Hamburger Vorgängen habe der Abg. Korsch selbstzugegeben , das wäre eine Revolution gewesen . (Lävm beiden Kommunisten . ) Das Reichsgericht trete den Kommune»sten durchaus vorurteilslos gegenüber. - In weitestem Um.fange habe es ihnen den politischen Eharatter ihrer Tat zu»gebilligt . Kein Staat könne dulden, daß an seinem eigenenRuin gearbeitet werde. Unter dem 20 . Februar habe derOberreichsanwalt dem- Ministerium berichtet , bei der öffent¬lichen Urteilsbegründung gegen die Setzer und Drucker habeder Vorsitzende ausdrücklich hervorgehoben, eS könne nichtjedem Setzer und Drucker die Kenntnis des Inhalts der vonihm hergestellten Druckschrift unterstellt werden. Im vor»liegenden Fall sei aber diese Kenntnis erwiesen. (Hört, hört !rechts . ) — Übrigens habe eS sich hier um die berüchtigte Bür -gerkriegShetze gehandelt , die in einer Geheimdruckerei herge¬stellt wurde . (Erneuetes Hört , hört ! ) . Minister Hergt seiaber enffchloffen, diesen Fall bis aufs letzte aufzuklären undwerde der Öffentlichkeit dann authentische Mitteilungenmachen.

Die weitere Etatsberatung wird auf Donnerstag 2 Uhrvertagt .
Der Ältestenrat des Reichstages

beschloß die Etatsberatungen im Plenum in folgender Rei -henfolge fortzuführen : Arbeitsministerium . Wirtschaft- mini ,steriuin , Ernährungsministecium , Auswärtiges Amt. — DerEtat soll auf jeden Fall zum verfaffungmäßigen Termin , dem1 . April , fertiggestellt iverden. Der Präsident beccksichtigt, erfor -derlichenfalls von 10 bis 1 Uhr vormittags und 3—6 oder7 Uhr nachmittags Sitzungen abzuhalten . Ferner beriet derÄltestenrat das Diätengeseh . Die bisherigen Bestimmungensollen einheitlich zusammengefaßt und auch ettlige verschärfteBcstimmunge » eingeführt werden.



politische Neuigkeiten
Me Arbettszettverorbnnng im ReichSrat

Di « Reichsregierung Hai nunmehr den Entwurf eines Ge¬
setzes zur Abänderung der Arbeitszeitverordnung (ArbeitS-
zeitnotgesetzl dem RrichSrat vorgelegt. Der vorläufige Reichs»
Wirtschaftsrat ist in Rücksicht auf den nur vorläufigen Cha¬
rakter der Regelung und auf die große Eiibedüftigkeit mit
dem Gesetzentwurf nicht befaßt worden.

Inhaltlich dringt der Gesetzentwurf eine Abänderung der
geltenden Arbeitszeitverordnung in denjenigen Punkten , di«
besonders zu Klagen über zu lange Arbeitszeiten Anlaß ge¬
geben haben. Zu § 6 der Arbeitszeitverordnung wird vor-
geschrieben , daß nach Wegfall eines Tarifvertrages die Be¬
hörde noch während dreier Monate keine längere Arbeitszeit
genehmigen kann, als sie nach dem Tarifvertrag « zuläsiig
war . Ferner wird für behördlich zugelaffene Mehrarbeit von
Arbeitern ein angemessener Lohnzuschlag vorgeschrieben, um
auf diese Weise entbehrlicher Mehrarbeit entgegenzuwirken.
Eine Änderung des § ■ 9 macht die Verlängerung der Ar¬
beitszeit über zehn Stunden hinaus , die aus dringenden
Gründen des Gemeinwohles ausnahmweise zuläsiig ist, von
einer behördlichen Genehmigung abhängig , während bisher
dem Ermessen der Beteiligten nach dieser Richtung freier
Spielraum gelassen war . Die wichtigste der im Entwurf
vorgesehenen Änderungen ist wohl die Aufhebung des 8 11
Absatz 3 der Arbeitszeitverordnung , der eine an sich ungesetz -
liehe, aber von den Arbeitnehmern freiwillig geleistete Mehr¬
arbeit unter gewissen Voraussetzungen für straffrei erklärt .
Diese Bestimmung hat die Durchführung der Arbeitszeitvor -
schriften ungünstig beeinflußt und ist unter den heutigen
Verhältnissen nicht mehr haltbar .

Professor Hoetzsch über die Haltung der
Deutschnationalen

Der Berliner Sonderberichtvrsiatter des Pariser „Soir "
veröffentlicht die ihm gegenüber abgegebenen Erklär,ungon
des Reichstagsabgeordneten Prof . Hoetzsch, des Autzenvoliti-
kers der Doutschnationalen , worin dieser sagt : Die Deutsch-
nationalen haben keine feindseligen Empftndu -i «gen gegenüber
Frankreich, aber mit -der Besetzung der Rheinland « können
sie sich nicht abfinden . Die deutsch-französische Annäherung
ist unerläßlich für ine Stabilität . in Europa . Die Deutsch -
nationalen wollen entschlossen für die Entwaffnung , eintre -
ten , unter «der Bedingung , daß die deutsche Entwaffnung der
allgemeinen Abrüstung vorangeh« . und daß die Entwaffnung
dem derrtschen Volke .nicht als eine Strafmahnahme aufge -
zwungen werde. Der Tawesplan muh revidiert werden, Disse
Revision wird ebenso aus Annullierung des Dawesplanes
wie auch der Forderungen Englands und Amerikas ,an Frank -
voich wegen seiner .Kriegsschulden hinauslausen . Meine Par¬
tei würde einen Vertrag zwischen Deutschland und Polen
nicht billigen . Die Republik ist eine Tatsache. Wir beabsich¬
tige" nicht , die Reyierungsform durch einen Gewaltftreich ab¬
zuändern . Wenn das Volk de Regime treu bleibt, daun
können wir ihm nur folgen.
Eine Kundgebung der Deutsche« Mittelschicht

Bei einer vom Reichsausschuß der Deu,tfcheu Mittelschicht in
Berlin veranstalteten stark .besuchten Kundgebung der verschie¬
denen Mttelstandsgr,uppen , zu der sich zahlreiche Vertreter
der Reichs - und 'Staatsbehörden eingefurideu. hakten, betonte
der Präsident der Handwerkskammer , Ludert , die ungeheure
wirtschaftliche und kulturelle Bedeutung , di« dem gewerblichen,
landwirtschaftlichen und geistige» Mittelstand beim Ausgleich
der hart aufeinanderstoßenden wirtschaftlichen Extreme znkom -
men.
, Für das Handwerk sprach der Vorsitzendedes Reichsverban¬
des ,des Deutschen Handwerks , Derlien -Hannover . ,der auf die
schwere Bedrohung des Handwerks hinwies und die .umbe¬
dingte Notwendigkeit betonte , daß Reich, Länder und Kommu¬
nen boi allen ihren Maßnahmen Artikel 164 der Reichsverfas»

J
ung im Auge behalten , der ,dem gewerblichen Mittelstand be-
onderen Schutz verspreche .

Der Vorsitzende des Reichsschutzverbandes für Handel und
Gewerbe, Likbald-Braunschwoiĝ forderte eine gerechte Steuer¬
politik, die den selbständigen Mittelstand vor Überlastung
schütze.

Prof . Dr . Stein -Berlin forderte als Anwalt des Deutschen
Genosienschaftsverbandes den wirtschaftkichen Zusammen -
schluß zum Schutze und zur Wiedergewinnung wirtschaftlicher
Selbständigkeit in der Genossenschaft.

Für den Haus - und Grundbesitz sprach der Vorsitzende des
Zentralverbandes , Stadtrat Humar -Münchon, der betonte , daß
80 Proz . des -deutschen Hausbesitzes dem Mittelstand angehö.
ren und daß die Wohnungswirtschaftsfrage vor allem ein mit¬
telständiges Problem sei . Dem Haosbvsitz werde durch die
Zwangsgesetze im Wohnungswesen, sein gutes Recht vorent¬
halten .

Für das Schutzkartell deutscher Geistesarbeiter sprach Dr .
Everling -NikolaSsee » der die Zusammenarbeit zwischen den
geistig und gewerblich Tätigen , wenn sie auch schwierig sei,
dringend befürwortete .

. Als Präsident ,des Rciichslandbundes betonte Graf Kalck-
renth das außerordentliche Interesse der Lan,dwirtschaft dar¬
an , den Mittelstand in seinem Kamps um seine Unabhängig¬
keit zu unterstützen .

Bürgermeister a . D . Eberle -Dresden betonte in einem
Schlußwort , daß Schwächung der Mittelschicht Proletarier
schisse , während Stärkung der Mittelschicht die Lösung der
sozialen Frage darstelle.

Der Fall v. Keubell u . Treschkow vor Gericht
Der,bei den Reichstagsdebatten über die Angriffe gegen

den Reichs!mrenminister v. Keudell viel genannte -Komtur
des Jungdeutschen O r-dcns, v. Treschkow -Scümarfendorf hat
gegen den Schriftleiter der „Deutschen Zeitung "

, Major von
TodenSbrrg und gegen der» ,Major a . D . Badicke die Beleidi¬
gungsklage angestrengt , weil chm der Vorwurf .des groben
Vertrauemsbruchs gemacht worden ist. In diesem Verfahren
dürften als Zeugen der Reichsinnenminister v . Keudell und
der Reichskanzler Dr . Marx vernommen werden , auf deren
Erklävungen sich die Beklagten gestützt haben . Herr v. Tresch
kow hat gleichzeitig beim Jungdo ein Ehrengecichtsverfahren
gegen sich selbst beantragt . Das Ehrengericht hat den Reichs¬
kanzler Dr . Marx um eine Begründung seines gegen , . von
Treschkow gerichteten Vorwurf des groben - Bertraueusbruchs
gebeten.

Ein Parlamentarischer Abend beim Reichstag-Präsidenten .
Ter Reichstagspräsident und Frau Löbe hatten zum Mitt¬
woch Abend in Berlin Einladungen zu einem Parlamentari¬
schen Abend ' im Reichstagspräsidentenhaus erlassen, denen
ungefähr 300 Personen Folge leisteten . Im Lause des Abends
erschienen Reichskanzler Dr . Marx , der päpstliche Nuntius
Pacelli und der österreichische Gesandte Dr . Frank . Außer¬
dem waren u . a . mehrere Reichsminister , preußische Staats¬
minister , zahlreiche Mitglieder des Reichsrates , der Reichs-
Pressechef, der Rektor der Universität , zahlreiche Mitglieder
der Berliner Künstlerschaft, sowie Mitglieder des Reichstags
lutö der verschiedenen Parteien erschienen.

Der Ikeickskänzler sn die deutsche presse
Im Berliner Preffehaus im Hause des Vereins Deutscher

Zeitungsverleaer versammelte sich Mittwoch Abend auf Ein¬
ladung d«S Vorstandes des Vereins Deutscher Zeitungsver¬
leger eine Anzahl prominenter politischer Persönlichkeiten zu
einem geselligen Beisammensein , wobei auch der Reichskanz¬
ler, mehrere Reichsminister und eine Reihe hoher Regie¬
rungsbeamter anwesend waren .

Der Vorfitzende deS Vereins Deutscher Zeitungsverleger ,
Dr . Krumbhaar , begrüßte die Gäste . Reichskanzler Dr .
Marx erwiderte und ging auf die besondere Stellung und die
Bedeutung der Presie im Staate ein . Die Neuordnung un »
ierer staatlichen Verhältnisie verlangt auch eine Neuregelung
er Beziehungen von Presse und Staat . Dabei denke ich

nicht nur an eine möglichst vertrauensvolle persönliche Zu¬
sammenarbeit , sondern auch an die großen gesetzgeberischen
Fragen , welche auf dem Gebiete detz Pressewesens der Lösung
harren . Ich nenne nur die Frage der Verbesserung des Eh-
renfchutzes und die damit wiederum unmittelbar verknüpfte
Regelung des Schutzes der Presie bei Wahrnehmung berech -
tigtrr Jntrreffrn . Das Recht , öffentliche Interessen wahrzu¬
nehmen, kann unserer Tagespreise nicht länger vorenthalten
bleiben . Aber auf der anderen . Seite darf nicht übersehen
werden, daß mit der Erweiterung des Rechtes der Kritik auch
die Verantwortung der Presse eine wesentliche Läuterung
erfährt . Ähnlich liegen die Dinge bei der noch in Vorberei¬
tung befindlichen Reform des deutschen PrefserrchtS. Die
Prefferechtsreform bat , nach dem , was ich mir aus dem In¬
nenministerium habe berichten lassen, noch keineswegs feste
Form angenommen , sondern befindet sich noch im Stadium
der Vorbereitung . Nach eingehender Klärung der presse -
rechtlichen Probleme deS deutschen Rechts ist man zur Zeit
damit beschäftigt , in Verbindung mit dem der Berliner Uni¬
versität angegliederten Institut für internationales öffent¬
liches Recht das Prefserecht sämtlicher Kulturstaaten zusam-
menzustellcn und zu vergleichen , um auch die in anderen
Ländern gesammelten Erfahrungen nutzbar machen zu kön¬
nen . Ich würde es begrüßen , wenn die Presie so früh als
möglich an der Reform des deutschen Prefferechts durch Ein¬
bringung eigener Vorschläge Mitarbeiten würde . Das Prob¬
lem der Pressefreiheit ist unlösbar verknüpft , mit der Er¬
kenntnis der hohen moralischen Verantwortung , ohne die
eine wirklich ' freie Presse auf die Dauer nicht bestehen kann.
Erziehung des journalistischen Nachwuchses zu innerlich un¬
abhängigen und verantwortungsbewußten Persönlichkeiten,
Hebung aller in der Presie tätigen geistigen Kräfte in ethi¬
scher und wirtschaftlicher Beziehung sind die Vorbedingungen
für eine solche Entwickelung der deutschen Presie .

Der Abend verlief dann unter lebhaftem Gedankenaus¬
tausch in erfreulicher und harmonischster Weise.

Der «eue Übergriff in der Pfalz
Wie bereits gemeldet, sind in der Malz zwei Gendarmerie¬

kommandanten von den Franzosen in brutalster Weise ver¬
haftet worden. Es handelt sich um die beiden Gcndarmerie -
stationskommandanten von Winden und Steinfrld . Die Ver¬
haftung ist, wie aus . Landau gemeldet wird , auf folgende
Vorgänge zurückzusühren, die sich am 16. Februar nachmit¬
tags gegen 3 Mir in Kapsweier abspielten : Eine Gruppe von
17 Deutschen, die sich für die Fremdenlegion verpflichtet hat¬
ten und unter Begleitung eines französische » Zivilbeamten
nach Weißenburg fuhren , wurden von der deutschen Gendar¬
merie verhaftet und nach Karlsruhe gebracht, weil man un¬
ter ihnen steckbrieflich verfolgte Leute vermutete . Tatsächlich
stellte'

sich auf
' dem Polizeipräsidium in Karlsruhe heraus ,

daß drei dieser verhafteten steckbrieflich verfolgt waren . Die
Fahrkarten dieser Leute waren von Mainz -Süd ausgestellt ,
so daß zu vermuten ist, daß die Leute aus dem Sammellager
Griesheim - gekommen sind . Der französische Zivilbeamte , der
die Leute begleitete, weigerte sich den deutschen Gendarmen
gegenüber, seinen Personalausweis zu zeigen, worauf diese
ihn in Kapsweier aus dem Zuge fetzten . . Die jungen Leute
wurden in Karlsruhe mit Ausnahme der drei steckbrieflich
Verfolgten wieder auf freien Fuß gefetzt .

Die französische ofsizwse Havas - Korrespondenz veröffent¬
licht eine Nachricht aus Mainz , daß dieser Grund für die
Festnahme der Gendarmen nicht stimme, denn die deutschen
Behörden hätten das Recht , den Grenzübergang Deutscher,
die sich nach Frankreich begeben wollen, zu kontrollieren .
Die beiden Chefs der deutschen Gendarmerie in Winden und
Steinfeld seien wegen Vergehens gegen die Ordonnanzen der
Interalliierten Rheinlandskommission verhaftet worden . Sic
hätten vor einiger Zeit ohne Grund ein Mitglied der Be-
fatzungsbehörde in Zivil, das im Besitze eines ordnungsmäßi¬
gen Paffes war , fcstgenommen.

DaS Urteil tm Düsseldorfer Schieberprozeh
Im Regie-Schieberprozeß in Düsseldorf wurde am Mittwoch

das Urteil gefällt . Der Hauptangeklagte Koch wurde zu zwei
Jahren einem Monate Gefängnis und fünf Jahren Ehrvrr -
lnst verurteilt , der Kaufmaim Küppers aus M .-Gladbach we-
jjCT» fortgesetzter Hehlerei zu sieben Monaten Gefängnis .
Zwanzig der Angeklagten ivurden zu Gefängnisstrafen bis
zu zehn Monaten verurteilt . Elf wurden freigesprochen, bei
fünf anderen das Verfahren eingestellt . Das Gericht stellte
als erwiesen -fest , (daß französische Offiziere an den Diebstäh¬
len auf dem Bahnhof Derendorf beteiligt waren . Der Schutz
des Rheinlandabkommeris -und der Londoner Amnestie konnte
nach Ansicht des Gerichts den Angeklagten -nicht zugute kom¬
men.

Die französische« Truppen im Saargebiet
Beim BülkerbundSsekretariat in Genf - ist der Bericht der

RegierungSkommisiion des Saargebiets über die sogenannte
Sicherung der Eisenbahntransporte unter allen Umständen,
d . h . Mer die Zurückziehung der französischen Trupp ««, ein-
gegangen . — Aus dem Bericht verlautet , daß ^dre Truppen
tatsächlich zurückgezogen werden sollen , jedoch soll an deren
Stelle ein« neue Bahnwachr von 800 Mann treten rekrutiert
aus den abziehenden Truppen . Ferner soll die Regierungs -
kommisiion ermächtigt werden, in außerordentlichen Fällen
aus den französischenGarnisonen an der lothringischen Grenze
Truppen herbeizuziehen.

Unterstützung drS RhrinlandeS . Im Reichstag begannen
am Mittwoch interfraktionelle Besprechungen der Regierungs¬
parteien , die der Frage gelten , ob und in welchem Ausmaße
die Reichsregierung in der Lage ist, für daS besetzte Rheni »
land finanzielle Hilfsmaßnahmen durchzufübren , wie sie mich
für die bedrängten Gebiete im Osten deS Reiches befchlosien
wurden . Da oer Reichsfinanzminister Dr . Köhler am Mon¬
tag nicht in der Lage war , an den Verhandlungen teilzuneh¬
men , wurde eine Kommisiion von 4 Mitgliedern gebildet, d,e
den Auftrag erhielt , mit dem Reichsfinanzminister in direkten
Verhandlungen die Frage einer finanziellen Unterstützung
der Rheinlande zu klären . Sobald dies geschehen sein wird,
sollen die intersraktionellen Besprechnngen der Regierungs¬
parteien fortegesetzt werden.

Umschwung in Lttaurn bevorstehend? Die Moskauer
Presie vetlSftentlicht eine Meldung aus Riga , wonach in
Kowno in den nächsten Tagen eine Aktion der christlichen De¬
mokraten zur Ergreifung Macht zu erwarten setz

Die Renwahle« i» Österreich - -
, Ais wahrscheinlichster Termin für die Neuwahlen gilt jetztder 8. Ma, . Die . Parteien bereiten bereits die Wahlaufrufevor.

' Die zwischen den Mehrheits -Parteien des Nationalrats
bisher gepflogenen Verhandlungen über die. Schaffung einer
sogenannten antimarxistischen EiuhritSfront der bürgerlichen
Parteien sollen in kurzer Zeit fortgesetzt werden . Die wei¬
terhin augestrebte „nationale " Einheitsfront ist nur zum Teil
zustande gekommen . Die GroßdeutscheVolkspartei und die Ra -
tionalsitzialistische deutsche Arbeiterpartei haben sich zu einer
völkischen Einheitsfront zusammengetan und vereinbart , den
Wahlkampf gemeinsam zu führen . Der Landbund und die
Hitlerpartei stehen außerhalb dieser Vereinbarung .

Eine englische Note an Rußland
Das Londoner Auswärtige Amt übersandte dem Bevoll¬

mächtigten Sowjet - Rußlands eine in sehr scharfem Ton ge-
halten « Note in der gegen die antienglische Propaganda Sow .
irtruhlanbs Protest erhoben und gedroht wird, den Handels¬
vertrag zu annullieren und sogar di« diplomatischen Beziehun .
gen mit Rußland abzubrrchr« , wenn die russische Propaganda¬
tätigkeit nicht eingestellt würde.

Die Note erklärt , daß die Beziehungen zwischen Großbritan¬
nien und Rußland weiterhin notorisch unbefriedigend sind.
Sie erinnert daran , daß am 4. Juni 1923 die Sowjetregie¬
rung sich durch eine Vereinbarung formell verpflichtet hat, in
keiner Form Personen oder Körperschaften zu unterstützen,die Unzufriedenheit oder revolutionäre Bewegungen inner¬
halb des britischen Reiches hervorzurufen suchen , und daß die
britische Regierung Macdonald im Oktober 1924 bereits sich
veranlaßt gesehen hat, diese Abmachung der russischen Regie¬
rung warnend in Erinnerung zu rufen , sowie daran , daß
auch Chamberlain sich mehrfach veranlaßt gesehen habe, den
Sowjetvertreter in London auf Verletzungen dieser Ab¬
machungen hinzuweisen . Solange die augenblicklichen Herr¬
scher der Sowjetunion , so fährt die Note fort ,

"
mögen sie

Mitglieder der Regierung oder Mitglieder des Politbüros sein,das die wirklich herrschende Autorität in Rußland ist, dabei
beharren , öftentliche Äußerungen zur Schmähung Großbri¬
tanniens oder zugunsten einer Weltrevolution zu machen , ist
keine Besserung möglich . Die Nöte wendet sich dann gegen
die „ fixe Idee , unter der Herr Tschitscherin und viele seiner
Kollegen leiden"

, daß Großbritannien beschäftigt sei, Kom¬
plotte gegen Rußland zu schmieden und erhebt Einspruch ge¬
gen die übelwollende Parteilichkeit , mit ' der die -Sowjetbe¬
hörden tendenziöse Nachrichcn und falsche Gerüchte über die
englischen Absichten zur Stütze ihrer Politik machten. Di «
Note enthält auch einen Anhang mit Auszügen aus england¬
feindlichen Reden der führenden Bolschewisten und aus Ar¬
tikel» der „Jswestija " .

WTB . L»nd«n, 24 . Febr . (Tel .) Die Kommentare der
Morgenpreffe zur britischen Protestnote an Rußland stimmen
insofern überein , als keines der Blätter erwartet , daß sie
eine Änderung in der Haltung der Sowjetregierung herbei,
führen werde. Die Klugheit detz Schrittes wird von dem Ar¬
beiterblatt „Daily Herald " bestritten , von den liberalen Blät¬
tern angezweifelt und den konservativen Zeitungen hervorge¬
hoben. Die „Daily Mail " ist das einzige Blatt , das die Note
nicht scharf genug findet .

Die Lage in China
Wie gemeldet rücken , nun auch Truppen des chinesischen

"
Nordens über Nanking auf Schanghai vor. Sie stehen unter
dem Gouverneur von Schantung Tschang Tschuug-tschang »der über 30000 Mann Truppen , worunter sich 1500 soge¬
nannte weißrussische Soldaten befinden sollen , verfügt . Der
Zweck dieses Vormarsches ist noch dunkel und es ist durchaus
nicht klar, ob damit Suu - Tichnan - Fang eine Hilfe erhält , oder
ob Tschang Tschnng- tschang sich lediglich Schanghais , wo ein
Drittel aller chinesischen Zölle eingenommen wird, bei dieser
Gelegenheit bemächtigen und den Kaittoneseri zuvorkommen
will. Londoner Meldungen erklären es nicht für ausgeschlos¬
sen , daß Sun -Tschuan.Fang sich nun mit den Kantonesen
einigen wird, vielleicht auch nur , um dadurch einen Teil der
Zolleinnahmen in Schantung zu erhalten .

-tz
WTB . London, 24 . Febr . (Tel . ) Der Sonderberichterstatter

der „Chicago Tribüne " in Schanghai meldet unter dem 23.
d. M ., die chinesilche Handelskammer und die Vereinigung der
Bankiers und andere öffentliche Körperschaften in Schanghai
haben öffentlich gegen das brutale Vorgehen des Kom¬
mandanten Lipaotschen protestiert . Dieser habe insgesamtüber 60 Studenten und Arbeiter öffentlich hinrichten laffen,darunter einen zehnjährigen Knaben . Infolge der Entrüstungder Bevölkerung sind die zur Schau gestellten abgeschlagenen
Köpfe entfernt worden. Auch die öffentlichen Hinrichtungen
wurden eingestellt. Doch sollen die Hinrichtungen hinter de«
Mauer des Militärhauptquärtiers fortgesetzt werden.

Ansgabe der Selbständigkeit Nicaraguas
Der Präsident von Nicaragua , Diaz , hat jetzt einen neue»

Vertrag zwischen Nicaragua und den Vereinigten Staaten vor»
geschlagen , in dem bestimmt werden soll, daß die Vereinigten
Staaten den Schutz Nicaraguas gegen äußere Angriffe und

fegen Innere Wirren, die die Intervention einer fremden
(Jacht zur Folge haben könnten, gewährleiste. Die Bereinig¬

ten Staaten sollen „ die Unabhängigkeit Nicaraguas ent¬
sprechend dem s. Zt . abgeschlossenen Vertrag garantieren .

"
Die Kanalrechte Amerikas bleiben bestehen . Die Bereinigten
Staaten sollen keine VorzuAsbehandlung genießen , wohl aber
sollen Vorkehrungen zum -- chutz Nicaraguas durch die Ver¬
einigten Staaten für die Dauer von , 100 Jahren getroffen
werden. Weiter wird aus dem geplanten Vertrag bekannt :
Nicaragua überträgt den Vereinigten Staaten für die näch¬
sten 400 Jahre das Recht , die Entwicklung des Landes in der

- Weife in die Hand zu nehmen , daß die finanzielle Wieder¬
herstellung und die öftentliche Gesundheitspflege gewähr¬
leistet sind. Zwei Amerikaner sollen eine sinauziclle K» ntr »ve
über das Land ausüben für die Zeit der Refundierung der
Schulden von Nicaragua einschließlich einer neuen Anleihe in
Höhe von 4 Millionen Dollars , die zum Bau von Eisenbah»
en verwandt und unter amerikanischer Garantie gewährt , wer.
den soll . Es wird die Schaffung einer unter amerikanische«
Marineoffizieren stehenden Polizei an Stelle einer Armee in

' Erwägung gezogen werden. . .. .
Nicaragua soll sich nach diesen Vorschlägen somit völlig

unter amerikanische Vormundschaft, ähnlich wie Cuba , bege¬
hen . Damit würde Mexiko von Amerika eingekreist und ein«
Entwicklung ihren Anfang nehmen , die schließlich zur abso¬
luten Herrschaft der Union südlich bis zum Panamakanal
führe» muß .

Einigung in der württrmbrrgifchrn Holzindustrie . Ter
Verband württembergischer Holzindustrieller und der wurt -
tembergisch « Holzarbeiterverband haben sich, wie aus Stutt¬
gart beruhtet wird , vor dem SchlichtungSauSfchutz auf einen
Vergleichsvorschlag über eine ftaftelweise Wiederherstellung
der Löhne von Anfang 1926 geeinigt . Die Wiederaufnahme
der Arbeit in den bestreikten Betrieben erfolgt morgen . Dre
befchlosienen Aussperrungsmahnahmen find daher hinfällig
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• .Der Preußische Landtag lehnte in seiner Mittwoch -Sitzungdas von den Kommunisten gegen den Wohlfahrtsminister
Hirtstrser wegen seiner Verordnung über die Freigabe ge-
werblicher Räume aus der Wohnungszwangswirtschaft, ein»
gebrachte Mißtrauensvotum mit 224 gegen 47 Stimmen der
Kommunisten und Völkischen ab. Weiter wurde das von den
Kommunisten gegen Kultusminister Becker wegen seinerHaltung in der Konlordatsfrage eingebrachte Mißtrauens¬votum mit 210 gegen 194 Stimmen der Deutschnationalen,Deutschen Volkspartei, Völkischen und Kommunisten abge¬lehnt.

Die Arbeitszeitregelung im »berschlefischeu Bergbau. Inder Arbeitszeitftrcitigkeitim oberschlesischen Steinkohlen- und
Erzbergbau fanden am Dienstag im Reichsarbeitsministeriumin Berlin Einigungs - und Schlichtungsverhandlungen statt.Da eine Verständigung der Parteien nicht zu erzielen war,fällte die Schlichterkammer nach 14 - ständiger Verhandlungeinen Schiedsspruch, der die Gesamtarbeitsdauer der Unter¬
lage-Arbeiter einschl. Mehrarbeit ab 1 . März auf 8 % und ab1 . Sept . auf 8 Stunden festsetzte. Die Gesamtreaeluna sollfrühestens zum 31 . März 1928 kündbar sein . Die Erklä -
rungsfrist über Annahme oder Ablehnung des Spruchs läuftam 27 . Febr. ab.

Dir Lohnbewegung im Saargrbirt. Im Saargebiet finddie Lohntarife seitens des Arbeitgeberverbandes der Saarin¬
dustrie gekündigt worden. In den Verhandlungen, die zwi-Sen den Vertretern der Schwerindustrie und den Vertretern

c Gewerkschaften geführt wurden , erklärten die .Arbeitgeber ,daß die bisherigen Löhne bis zum 15 . März beibehalten blei¬ben sollen , daß aber ab 16. März ein Lohnabbau um 12Proz .eintretcn solle . Die Gewerkschaftsvertreter haben diesenLohnabbau entschieden abgelehnt. Die Angelegenheit wird
jetzt der Regierungkommission bzw . dem Schlichtungsausschutzübergeben werdend Man vermutet, daß es zum Streik kom¬men wird .

Irurze Nachrichten
Zur bevorstehenden Bülkrrbundstagung. Der diplomatischeKorrespondent des • Londoner „Daily Telegraph" schreibt, - inbritischen Kreisen werde angenommen, daß Sir AustenChamberlain in der üblichen Weise an . der Märztagung desVölkerbundes teilnehme, außer, wenn eine gefährliche Entwick.lung in der chinesischen Frage eintreten sollte .
Ablehnung des Haushaltsplanes in Mecklenburg -Schwerin.Bei der Schlußahstimmung über den Haushaltsplan für1927/28 im Hauptausschutz deL Schweriner Landtages wurdeam Mittwoch der Haushaltsplan abgelehnt durch die Stim¬men der Deutschnationalen, der Volkspartei, der Völkischen,der Wirtschaftspartei und der Kommunisten. Voraussichtlichtritt der Landtag am Dienstag , 1 . März zusammen, um dieLage zu klären .

Um den Schiedsspruch in der Schwerindustrie. Der DeutscheMetallarbeiterverbandhat den Blättern zufolge den Schieds¬spruch für die Metallindustrie nordweftl. Gruppe, die die Be¬triebe von .Düffeldorf bis Hamm umfaßt, angenommen. DieGewerkschaften werden die Verbindlichkeitserklärung des vonden Arbeitgebern abgelehnten Spruches beantragen.D— Arbeitsfrieden in der Leipziger Metallindustrie wieder -hrrgestellt . Wie die „N. Leipz . Ztg. " mitteilt, hat die amMittwoch vorgenommene Abstimmung der Metallarbeiter etwa80 . Prozent aller Stimmen für die Annahme des am ' 21.tebruar in Dresden vereinbarten Arbeitsvertrages für dieeipziger Metallirrdustrie ergeben . Tie Wiederaufnahme derArbeit dürfte deshalb am Freitag in vollem Umfange erfolgen.Die Sommerzeit in Westeuropa . Nach dem „Petit Journal "ist zwischen der belgischen, englischen , holländischen und fran,ffischen Regierung vereinbart worben '
, in der Nacht vononntag, den 9. aus Montag, den 10. April zur Sommer¬zeit überzugehen . Die Rückkehr zur normalen Zeit werde inder Nacht auf den 2. Oktober stattfinden.

Die Chicagoer Kommunalvorwahlrn. Im ersten Wahlgangkür die Bürgermeister- und Gemeinderatswahlen in Chiragosiegte als republikanischer Kandidat für . die im April stattfin-oenden Bürgermeisterwahlen William Hake Thompson . Wäh¬rend des Weltkrieges war Thompson heftig angegriffen wor¬den, weil er eine / "alliierte Haltung vermied.
Unterdrückung des Kommunismus in Chile. Um den Kom-munismus in Chile völlig zu unterdrücken , hat die neue Re¬gierung beschlossen, alle kommunistischen Parlamentsmitglie¬der verhaften zu lassen . Die kommunistische Zeitung „Ju -fticia" ist verboten worden . Mehrere hervorragende Politikerwurden verhaftet. ' ' '
Dir Arbeitszeitfrage in Australien. Das Bundesschieds¬gericht in Melbourne entschied fich auf Antrag des Allgemei¬nen Maschinistenverbandes für die Einführung der 44-Stun -drn -Woche . Durch diese Entscheidung wrrd eine grundsätzlicheStreitfrage zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern ge¬regelt.

Verschiedenes
Das Große Loos

Mittwoch Nachmittag wurde das Große Loos in der Preu¬ßisch -Süddeutschen Klaffenlotterie gezogen . Es fiel auf dieNummer 239 783 , der Gewinn von 500 000 M. und zwar inder Abt. 1 nach Essen und in der Abt . 2 nach Breslau . —Ist Breslau gehören zu den Gewinnern eine Witwe und einmittlerer Beamter. In Esten sind die Gewinner des GroßenLooses zwei Witwen und zwei kaufmännische Angestellte .
Der Prozeß Jürgens

Vor dem Schwurgericht des Landgerichtes in Berlin be.nann heute , Donnerstag vormittag, die Verhandlung gegenLandgerichtsdirektor Jürgens und Frau . Dem Ehepaar Jür¬gens, das aus der Haft vorgeführt wird, sieht man die Folgender einjährigen Untersuchungshaft an. Auf die Frage , desVorfitzenden verneinen die beiden . Angeklagten ihre Schuld..Jürgens wird zunächst vorgeworfen, in einem Nachlatzstreitmit der Mutter des verstorbenen ersten Mannes der FrauJürgens wissentlich einen Meineid geleistet zu haben . FrauJürgens ist angeklagt , zahlreiche Kreditschwindeleien beim Be¬zug von Waren von Stargarder Firmen verübt zu haben undihr Mann sich aktiv daran beteiligt zu haben . Unter fal¬schen Vorspiegelungen soll außerdem Frau Jürgens sich Dar¬lehen von Stargarder . Kollegen ihres Mannes und anderenBekannten verschafft haben . Schließlich wird dem EhepaarJürgens Versicherungöschwindel durch Fingierung von Ein¬brüchen in ihre Wohnung vorgeworfen.

Wetternachrichtcndienst der Bad. Landeswetterwarte Karls¬ruhe . Baden hatte gestern wolkiges Wetter mit einzelnen Auf¬hellungsgebieten. Heute morgen ist es allenthalben heiter in¬
folge vorübergehender Luftzufuhr aus Osten, die nach einemüber Nordftankreich liegenden Teilwirbel hinströmt. Die An¬
näherung de8 Wirbels wird für uns noch heute Eintrübungmit Niederschlägen , in der Ebene Regen, bringen. Morgensteht wieder wolkiges Wetter mit Aufhellungen und einzelnen
Niederschlägen auf der Rückseite des abziehenden Wirbels
bevor . Wettrrausflchtrn für 25 . Febr. : Ebene anhaltendkrostkrei, wolkio mit Aufhellunaen Zeitweise Niederschläge .

Nsdische Vorschläge kür das Miest -
- Programm

Wie bekannt , befindet fich im Entwurf des Reichshaus,
haltsplanes für daS Jahr 1927 beim Haushalt des Reichs -
Ministerium des Innern eine Anforderung von 15 Millionen
RM . für einmalige BechUfen für wirtschaftlich oder kulturell
besonders bedrängte Grenzgebiete . Gleich anderen Landesre¬
gierungen hat auch die Badische Regierung zu dieser Haus-
haltspofitton verschiedene Forderungen angemeldrt, im Hin.
blick aus die großen wirtschaftlichen und kulturellen Schädi¬
gungen. die das Land Baden durch den Friedeiisvertrag er¬litten hat und die hierdurch bedingte besonders große Arbeits¬
last gkeit. Bei Aufitellung dieser Forderungen fanden die
Bedürfniffe des besetzten Kehler Brückenkopsgebietrs beson-
dere Berückfichttgung.

Wichtig« Zugverbesierimge « im Badnerland
Die mit der Einführung des letzten Winterfahrplanesden Ausfall wichtiger Zugverbmdunge » entstandenenHarten werden , wie der Badische Verkehrsverband , mitteilt ,vom 1. März ab eine große Milderung erfahren . Die imKursbuch nur dis 28 . -Februar vorgesehenen Schwarzwild »schnellzüge D 152/D 163 werden auch weiterhin beibehaltenbleiben. Diese Züge stellen ' bekanntlich eine Morgenverbin-dung Offenburg—Konstanz bzw . eine Spätverbindung Kon¬stanz—Offenburg dar Und vermitteln mit durchlaufendenWagen wichtige Verbindungen mit Nordbaden, dem Rhein¬land und Holland . Eine weitere , schmerzlich empfundeneFahrplanlücke wird dadurch beseitigt , daß der Rachtzug O «9von Frankfurt, der Pfalz und von Straßburg über Stutt -gart nach München ab 1 . März wieder zkir Durchführung ge¬langt . Auch die durch die Einschränkung des Winterfahr¬planes weggefallenen Züge 991 auf der Strecke Karlsruhe-Mannheim sowie eine Abendverbindung von Frankfurt überHeidelberg nach Karlsruhe, etwa im Fahrplan des früherenZuges 100 werden wieder zur Durchführung kommen . Zwi¬schen Offenburg nnd Karlsruhe find die Züge 943 und 940wieder im Fahrpkan ausgenommen .

Geriete und Presse
Dieser Tage brachten badische Blätter die Nachricht, daßin Berlin auf Veranlassung des preußischen Richtervereinsan allen Landgerichten Richter aufgestellt worden seien, die

die Verbindung mit der Presse aufrecht zu erhalten und die
erforderlichen Informationen zu erteilen hätten. An diese
Nachricht wurde der Wunsch geknüpft, es möchte doch fürBaden eine ähnliche Einrichtung getroffen werden.Wie die „Neue Badische Landeszeitung" schon , zutreffend
mitgeteilt hat , ist dieser Wunsch bereits seit Jahren erfüllt.Im Jahre 1923 wurden auf Grund einer Anornung des Ju¬
stizministeriums solche Verbindungsleute an allen Landge¬
richten und , soweit erforderlich, auch bei den Amtsgerichte»
bestellt . Auch der badische Richterverein hat , soviel bekannt ,am Sitze jeden Landgerichts einen Vertrauensmann aus¬
gestellt , der sein besonderes Augenmerk der Presse widmen
und die Verbindung mit ihr aufrechterhalten soll .

Ksdischer Landtag
Der Haushaltsausschuß

des Landtages erledigte am Mittwoch zwei EisrnbahnwünschedeS Frankenlandrs. Der eine fordert die Erstellung einer
Bahnverbindung zwischen Hardheim und Kjjnigheim , um dieStrecke Walldürn—Tauberbischofsheim durchzuführen , vonder bis jetzt nur zwei Sackbahnen (Walldürn—Hardheimbzw . Tauberbischofsheim —Königheim ) vorhanden sind . —Der andere Wunsch geht auf die Erstellung einer normal-Surigen Bahp Osterburken—Merchingen . Es wurde betont,ß die Einrichtung von Autoverbindungen eben doch kein
vollgenügender Ersatz für Eisenbahnen seien. Der Ausschußhat sich einmütig hinter diese Wünsche gestellt . Ebenso hater die Wünsche einiger Eisenbahnbeamten unterstützt , die beidem Übergang der badischen Bahnen in das Eigentum desReiches benachteiligt worden find.Bei einer Eingabe , die fich gegen Barackenbautr « zu Wohn¬zwecken wendete , wurde im allgemeinen der Standpunkt ein¬genommen, daß Barackenbauten gewiß ein kümmerlicher Not¬behelf seien , aber- biS jetzt nicht immer auf sie verzichtet wer¬den konnte .

Ein Gesuch der staatlichen Vvgrlschutzstrlle in Heidelbergum Erhöyung des StaatSzuschufses wurde der Regierungempfehlend überwiesen . 1 " .

Badische Ärztekammer
Die Badische Ärztekammer , die «gesetzliche Vertretung sämt¬licher Ärzte Badens, hielt am 29. Januar in Karlsruhe eineSitzung ab. in der unter dem Vorsitze von Dr . Harms-Mann-heim und im Beisein .der Vertreter der Regierung, Ministe¬rialrat Arnsprrger , Ministerialrat Dr . Kautzmann und Ober-medizinalvat Dr . Römer , neben internen Angelegenheitenals Hauptgegenstand die Bekämpfung der Kurpfuscherei be¬handelt wurde . Referate wurden von Prof . Friedländer undOberregievungsrat Lehmann gvhalen . Die Kammer nahmeinstimmig folgende Entschließung an :
„Die Badische Ärztekammer bsttet die Regierung, durch ihrezuständigen Organe gemeinsam mit . der Ärztekammer «ine

Denkschrift auszuarbeiien oder durch die Ärztekammer ans -adeiten zu lassen , die der Regierung Unterlagen bietet, aufGrund deren sie cm die Re-ichsregievung herantveten kann ,damit diese die erforderlichen Schritte zur Bekämpfung des
Kurpfuschertums unternimmt."

Die Badische Ärztekammer und die Badische Lan -deszentral«ernannten zum Delegierten Prof . Frirdländer-Freiburg. Die¬ser erhält den Auftrag, ungesäumt die Denkschrift auszuarhet-ten und sich mit der Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfungder Kurpfuscherei , sowie -mit den betreffenden Ausschüssendes Hartmann- und Avztevereinsbundes in Verbindung zusehen .
DeS .weiteren konnte die Kammer eine Erhöhung der Ren-trn , die sie an bedürftige - Ärzte,- Witwen -und Waisen zahlt,beschließen , da fich .das erstmalig im Jahve 1926 eingefuhrtegestaffelte Umlageverfahven sehr gut bewährt hat. so war esmöglich, an 113 Bedürftige entsprechende Renten laufend zuzahlen.

Keine Privatisierung der Bodenfee -Darnpf«
schiffahrt

In einem Schreibe ^ an das württembevgische Wirtschafts-ministerimn erklärt nuirmehr auch die Hauptverwaltung der
ReichSbahngesellschast, daß der Gedanke, .die, Bodensecschisf -
fahrt von der Reichsbahnvevwattung tn irgend einer Formloszulösen und sie zu verpachten oder sonst privatwirtschaft-iich zu betreiben , weder von der Hauptverwaltung, noch voneiner der beteiligten Reichsdahndirekttonen (Stuttgart , Karls¬
ruhe und Augsburg) jemals erörtert worden fei . Auch in
neuester Zeit habe diese Frage keine Reichsbahn stelle beschäf¬tigt. Das Gerücht fei vollkommen -unbegründet irnb zu irgend¬welchen Befürchtungen kein Anlaß gegeben.

Tagungen
Hauptversammlung des Vereins für da» Drutschtu « i«Ausland, in Freiburg. Die Schwarzwaldhauptstadt Freiburg,die in diesem Jahre eine Anzahl von Tagungen und Kongres¬sen in ihren Mauern beherbergen wird, wird vom 8. bis 7.Juni Tagungsort der 46. Hauptversammlung des Vereins£t das Deutschtum im Ausland fein. Während am Freitag,n 3. Juni und Samstag , den 4. Juni die Tagungen statt-

gnden, wird der Sonntag, der 5. Juni, mit einem Jestgottes-enst , einem Gesangswettstreit sowie einem großen Festzugund Volksfest ausgefüllt sein. Die Tagung beschließen Ju .
gendbesprechungen am Montag und ein Fackelzug . Der
eigentliche Festaft mit der Verleihung der Fahnenbanoer fin¬det am Sonntag auf dem Münsterplatz vor dem Kaufhausestatt . Man rechnet in diesen Pfingsttagen aät einer Besucher¬zahl von 15000.

Wer ist der rechtmäßige Eigentümer )•
Hn einer Strafsache wurden ein brauner Anzug mit feinenweihen Streifen , eine dunkle, gestreifte Hose, ein wenig ge¬tragener . schwarzer Cutaway (Kammgarn ) und zwei , weißeWesten beschlagnahmt . Es wurde festgestellt, daß diese Be¬kleidungsstücke , die seinerzeit einen Wert von etwa 300 M.hatten, höchstwahrscheinlich in einer braunen , rohverschnürtenPappschachtel verpackt waren und diese entweder um dieOsterzeit 1924 oder auch in den Anfangslagen des Oktobers1924 aus einem Personenzuge ans der Sttecke zwischen Ba -den—O»S—Ossenburg —Kvnstanz entwendet wurden . I » die -ser Pappschachtel befanden sich angeblich auch einige Arahen -bahnscheine auS Offenbach a . M. und auch vermutlich eineHandtasche . Wer kann über den rechtmäßigen EigentümerAuskunft geben ? >
sachdienliche Mitteilungen erbittet das Badische Landes¬polizeiamt in Karlsruhe, Karl -Friedrichsir. 15.

Gemeinde -Nundscbau
Die Berkrhrsverhältniffe Mannheim—Ludwigshafen. DieHandelskammer Mannheim beschäftigte sich in ihrer letztenVollsitzung auch mit den Verkehrsverhältrnfsen Mannheim—Ludwigshafen—Heidelberg . Es wurde lebhaft gewünscht , daßdurch eine engere Zusammenarbeit der drei Städte die Be¬dürfnisse dieses Wirtschaftskomplexes in verkehrspolitischerHinsicht eine bessere Würdigung erfahren würden . Nur durchgegenseitige Verständigung könnten die zur Zeit bestehendenMitzstände beseitigt werden .
Zur Anfechtung der Pforzhcimer Stadtratswahl . AmDienstag war in Karlsruhe Termin vor dem Verwaltungs -aerichtsbof in Sachen der Klage gegen die Entscheidung deSLandestommiffars wegen der sozialdemokratischen Anfechtungder Pforzheimer Stadtratswatzl. Die Entscheidung des Ge¬richtshofes wird erst am 8. März verkündet.

,yrer leycen « lyunghaben Stadtrat und Kurausschuß entscheiden' über den Etatder städtischen Schauspiele und den der Kurverwaltung be-raten . Zunächst wurde die Theaterfrage durch die Aufstel¬lung eines Rotetats für das kommende Spieljahr gelöst .Auf der Grundlage größter Sparsamkeit soll das Theater inseiner jetzigen Form beibehalten werden . — Der Etat derneuorganisierten Kurdirektio» unter Herrn von HvchwächtrrSLeitung ist für das neue Rechnungsjahr ebenfalls genehmigt®’ n Antrag des Zentrums, der eine geringfügigeErhöhung» der Kurtaxe Vorsicht , wurde angenommen . BeideEtats bedürfen noch der Genehmigung des BürgerausschuffeS .
.Die Bautätigkeit in Freiburg hat im Jahre 1926 dank der‘itfrrtTTinpn !jfrrYrm»rnr »/* Xitvrfk

der
bemolmten Gebäuden fertiggestellt 158 -Hauptgebäude (Bor-jafir 73), 1 Nebengebäude (4) , 89 Umbauten ( 103) . Die Zahlder neuerftellten Wohnungen beträgt 341 gegen 158 i. B .Am meisten wurde gebaut in der Oberwiehre

'
und im Stüh -linger . Die Zahl der neugewonnenen Wohnräume hat fichUM gegenüber dem Vorjahre mit 651 mehr als verdop .pelt. Wahrend die Zahl der in Neubauten erstellten Woh¬nungen eine wesentliche Zunah,ne zeigt , ist bei den in Um¬bauten gewonnenen Wohnungen eine stark sinkende Tendenzzu beobachten . Die Stadt hat 28 Einfamilien- und 13 Miets¬häuser mit zusammen 116 Wohnungen erstellt, die städtische« iedelungsgesellschast,m ganzen 42 Wohnungen , die übrigenGemeinnützigen Baugenossenschaften im ganzen 43 Wohnun-gen . Bon Privaten wurden 48 Wohnhäuser mit 101nungen gebaut.

Bad Dürrheim. Mit einem großen Kostenaufwand wurdain sonniger Lage des badischen Solbades Dürrhcim in denletzten 2 Jahren e,n neuer Kurpark angelegt. Den Bemü¬hungen des Leiters der Kurverwaltung . BürgermeistersSchilling, ist es nun gelungen, auch die Mittel für den Neu-bau eines Gesellschaftshauses sicherzustellen. Es soll im neuenKurpark errichtet werden und neben Gesellschafts - u . Nestau-ratiousräumen auch einen Festsaal mit Thcatcrbühne füretwa 1500 Personen erhalten .

Aus der Landeshauptstadt
Mvrdprvzrtz Wagner. In den Verhandlungen am Mitt¬woch wurden nach Aufruf der Zeugen und eindringlicherEidesdeichrung in der Beweisaufnahme sortgesahren . Da8Mricht hörte zunächst den Sachverständigen Prof . Pronoverüber die Ergebnisse der Mutuiitersuchung , die notivendiggeworden war, weil Wagner lauge Zeit überhaupt . von nichtswissen wollte: Darnach wird ein Zellengenosse des Wagnervernommen. Der Zeuge macht Mitteilung von Äußerungendes Angeklagten, die diesen schwer belasten . — Wagner be-streitet entschieden , jemals zu dem Mitgefangenen gesagt zuhaben: , „Ich habe Thome über de» Haufen geschossen ! " oder :

„Hätte ich ihn nur anderswo versteckt ! " — Der beeidigteZeuge, der vom Vorsitzenden wiederholt auf dci, Ernst derSituation hingeunesen und ermahnt wird, bleibt bei sein« »»Aussagen . — Auch der heutige Vormittag war durch die Ver¬
nehmung vom Zeugen ausgcsüllt. Amtögerichtsrat Elblr, derdie Voruntersuchung geführt hat, lernte Wagner als einenMann kennen , der monatelang absolut nichts zugebcn wollte»e dann nicht, wenn man den Beiveis in Händen hatte.aer hatte ihn stundenlang auf falscher Fährte herum -
aefuhrt. Polizeirat Schuhmacher bekundet, daß Wagner vom
Juli 1925 bis März 1926 entschieden bestritten habe, in der
Rächt zum 4. Juli überhaupt mit Thome zusammen gewesenzu sein. Eine große Rolle spielen die Kaffiber (Schmuggel¬briefe), wobei W . mit einen? von den Beamten in 33jähriger
Dienstzeit noch nicht erlebten Raffinement vorgegangen sei-
Längere Auseinandersetzungen knüjfften sich an die vom Ver¬
teidiger gestellte Frage nach der Glaubwürdigkeit eines Mit¬
gefangenen, der über Wagner schwer belastende Aussagen
gemacht hat. — Polizeirat Schu^nacher wiederholt die ihn»
gewordenen Mitteilungen des Gefangenen , an besten Glaub¬
würdigkeit zu zweifeln er keinen Anlaß habe.



Irurze « acbricbten aus Laden
* Heidelberg 23. Febr . In der Zeit vom 18. bi» 26. Juni

hält der Badische Gastwirteverband in Heidelberg seine
42. Tagung ab. mit der gleichzeitig die Feier des 40>ährigen
Jubiläum » des Heidelberger Wirtevereins verbunden ist . An¬
läßlich dieser beiden Veranstaltungen findet eine gr»Ge Au»,
stell »» , für da» Hotel- und Gastwirtefach. Kochkunst und
verwandter Gewerbe statt , die einen Einblick in da» große
Gebiet des Hotel- und Gaststättewesens geben soll . Sämt¬
liche Räume der Stadthalle mit anschließendem Jubiläums -
platz , sowie die Räumlichkeiten der '

„Harmonie " werden für
diese Ausstellung nutzbar gemacht.

DZ . Heidelberg. 23 . Febr . Die aus über 66 Personen be¬
stehende Gesellschaft argentinischer Wiffenschaftler ist heute
vormittag um 11 . 16 Uhr in Heidelberg, eingetroffen . Die
Gäste begaben sich sogleich zur Univerfitatsaula , wo eine Be¬
grüßung durch den Rektor , Geheimrat Pauzer . stattfand . Im
weiteren Verlaufe des Tages erfolgte eine Besichtigung ver¬
schiedener wissenschaftlicher Institute . Um 2 Uhr schloß sich
ein Mittagessen in der Stadthalle an , um 3 Uhr eine Besich¬
tigung der Stadt und Auffahrt zum .Schloß, um 7 Uhr
Abendessen in der Stadthalle . Morgen vormittag 16.68 Uhr
fahren die Südamerikaner nach Mannheim weiter .

DZ . Mannheim . 24 . Febr . Als der Kaffenbote einer hie¬
sigen Firma am AuSzahlungSschalter der Reichsbank einen
größeren Betrag in Empfang genommen und in seiner Mappe
verpackt hatte , ließ er die Mappe am Auszahlungsschalter lie¬
gen und machte Besorgungen an einem anderen Schalter .
Als er zurückkehrte , fehlte ihm der Betrag von 4666 RM .
Von dem Täter fehlt bis jetzt jede Spur .

DZ . Opprnau , 23 . Febr . Von einem Wiederaufbau der Bü -
romvbelfabrtk in Oppenau , die dort von der Süddeutschen
Schreibmaschinen- und Büro .EinrichtungS G . m . b. H. be¬
trieben wird, wird Abstand genommen , da sich eine längere
Stillegung des Farikationsbetriebes nicht vermeiden ließ . Die
Firma hat vielmehr das Anwesen der Sufag (Schwarzwälder
Uhrengehäusefabrik A .-G . ) in Kirchzartrn mit den Maschinenund der Einrichtung erworben und wird daselbst die Fabri -
kation von Büromöbeln sofort wieder aufnehmen .

* Baden -Baden, 28 . Febr . Wie die Städt . Kurdirektion
Baden -Baden mitteilt , wird eifrigst an den Vorbereitungen
für die große» Maskenbälle im Kurhaus gearbeitet . Außer
den beiden Theatersälen , die vollständig ausgeräumt werden,wird in diesem Jahre zum erstenmal auch die neue große
Wandelhalle , deren Heizungsanlage soeben fertig geworden ist.in die Reihe der Festsäle einbezogen. 6 Orchester werden die
Wünsche der Tanzlustigen befriedigen . Aus verschiedenen
Gründen ist die Ausgabe der Karten , nach denen bereits leb¬
hafte Nachfrage herrscht, auf 3666 Stück für jeden Abend be-
schräntt worden.

»Breisach, 23 . Febr . Mitte Juni d. I . wird in Breisach
ein großes Rheinbad eröffnet , das mit einem Kostenaufwand
von 66 666 Mark erbaut und neuzeitlich eingerichtet wird.
Hier sollen auch im nächsten Sommer große Wassersportfeste
stattfinden . — Die bekannten Breisacher Festspiele gelangen
«n der Zeit vom Juni bis September an Sonn - und Feier¬
tagen in diesem Jahre zur Aufführung . Gewählt wurde
Schillers Schauspiel „Wilhelm Test" .

Dandel und Mirtscbatt
Stolttw * Devisennotierungen

23 . grttuar 23 . Kbruar
Wk mm M

Amsterdam 160 « . 168 .68 169 .10 168 .72 169 .14
Kopenhagen 100 Kr. 112,31 112 .59 112.31 112 .59
Italien . - 100 L. 18.45 18.49 18.45 18.49
London . . 1 Pfd . 20 .437 20.489 20 .434 20.486
Newyork . 1 D. 4.2135 4 .2235 4 .2135 42235
Pari » . . 100 Fr . 16 .49 16 .53 16 .495 16 .595
Schweiz . 160 Fr . 81 .35 81.56 81 .35 81 .56
Wien 100 Schilling 5935 59 .49 59 .35 59 .49
Prag . . Kr. 10Ö 12.477 12.517 12.476 12.516

Beseitigung der letzten Devisenbeschränkungen. Durch eine
im „Reichsanz.

" veröffentlichte Verordnung werden die noch
geltenden Bestimmungen der Devisengesetzgebung aufgehoben.
Es handelt sich vor allem um die Vorschriften, nach denen
der Handel mit Devisen, besonderen, staatlich zugelaffeue«
Geldinstituten , den sogenannten Devisenbanken und Wechsel -

_ st üben, Vorbehalten ist . Damit sind Ankauf und Abgabe von
Devisen von gesetzlichen Beschränkungen in jeder Richtung
frei . Die deutsche Währung , zu deren Schutz die Devisen¬
gesetzgebung erlassen war , bedarf einer Stütze durch solche
gesetzlichen Vorschriften nicht mehr . Etwaigen Auswüchsen
rm Bankgewerbe, gegen die die aufzuhebenden Bestimmungen
eine Handhabe bieten sollten, kann auf Grund des unlängst
bis'

zum 31 . Dezember 1627 verlängerten Depot - und Depo-
sttengesetze » in ausreichendem Matze entgegengetreten wer¬
den.

Staatsanzeiger
Bekanntmachung

Sammlungen .
Der Caritasverband für die Erzdiözese Freiburg e. B . in

Freiburg i> Br ., Belfortstraße 26, erhält auf Grund der Bun -
deSratSverordnung über Wohlfahrtspflege vom 16. Febr . 1617
(Reichsgesetzblatt Seite 143) und der badischen Vollzugsver -
ordnung vom 24 . Februar 1817 (Gesetz - und Verordnungs¬
blatt Seite 48 ) die Genehmigung , in Baden in der Zeit vom
13.—26. März 1827 eine Sammlung zugunsten seiner sat-
zungsgemähen Zwecke vvrzunehmon . Die Sammlung darf er¬
folgen durch Werbeaufrufi , persönliche Werbe-schveiben und
Hausbesuche mit Sammellisten .

Karlsruhe , den 21 . Februar 1327 .
Der Minister de» Inner «

I . B >: Föhrenbach .

Sammlungen .
Die dem Arbeitsausschuß Deutscher Verbände in Berlin

NW 7. Schadowstraße 2 . mit Erlaß vom 18. Mai 1825 Nr.
48 662 (Staatsanzeiger Nr . 126 vom 2. Juni 1828 ) erteilte
und mit Erlaß vom 23. April 1826 Nr . 37 821 (StaatSan -
zeiger Nr . 88 vom 28. April 1326 ) bis 31 . Dezember 1826
verlängerte Erlaubnis zur Sammlung von Geldspenden durch
Versand von Werbeschceiben und Veröffentlichung von Presse¬
aufrufen wird unter den bisherigen Bedingungen in wider¬
ruflicher Weis« bis 31 . Dezember 1327 verlängert .

Karlsruhe , den 22. Februar 1887 .
Der Rtukfter he» Innern

I . V. : Führenbach

COLOSSEUM
I

Täglich 8 Uhr ■
— Sonntags 4 und 8 Uhr — 126 ■

„ Die bunte Tüte“ !
50 Mitwriekende 20 Girls I

Bürgermeister -Stelle .
In der Stadt Tiengen ist die Stelle ldes

Bürgermeisters
neu zu besetzen . Bewerbungen mit Lebenslauf und
Awgabe der GehaltSansprüche find bis zum 14 . März1927 beim Gememdevat einzuvsichen. G .166

Tiengen , den 23 . Februar 1627 .
_ _ _ Der Gemeinbrrat .

Murgbahn Klosterreichenbach-Ra umünzach
’

Vergebung von Banarbeilen .
Die Arbeiten von Los V (Württ . ) sind zu vergebenund zwar : J .836

16 666 m * Erdarbeiter !, 1 866 m 5 Andeckung von
Mutterboden ,

17 666 m ' Einebnung , 1366 m ’ Betonierungsarbei¬ten , sowie sonstige kleinere Nebenarbeiten .Die Unterlagen liegen be>i der Unterzeichneten
Stelle auf .

Angebote find an diese mit entsprechender Auf¬
schrift bis 12. März 1927, vormittags 16.36 Uhr, zu
otdjtert . Zu «dieser Zeit findet die Eröffnung statt .
Zufchlagsfrist 14 Tage.

Füeuoenftadt , den 23 . Februar 1927 .
_ Eisenbahnbauinspektion .

Mischer LMertheater
Freitag , 26 . Februar 1927

?F18 (Freitagmiete )
Th .-Gem. I . S -Gr -

Die Fledermaus
von Johann Strauß

Musthrl . Leitung : Josef . Krips
In Szene gesetzt von O . Krauß
von Eisenstein Nemwig
Nosalind« von Ernst
Frank Weyrauch
OrlofSky Strack
Alfred Butz
Dokwr Falke Löser
Dostor Blind Grötzdrger
Adele Blank
Altz Betz Lindemann
Ramusin Nagel
Murray Plachzinski
Carikoni Meyer
Frosch Gemmecke
Jivan Kilian
Ansang 7 '/, Ende 10' /.I . Sperrsitz M. 7—

Sa . 26 . Febr .
Emen Jux will er sich machen
So . 87 . Febr . nachmittags

Stöpsel
abends : Fastnacht - Kabarett

8 8 $ 1
~ Lichtspiele

WaldstraBe 78

Ben Hur
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u. Mrat-
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t « Mannheim

O. 6 . 6 ff
Planken &

I
IMumUiI 33905

R. Maier & Co., G.m .b.H.
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111111111111111111111111
Mgerl. Rechtspflege

Streitige Gerichtsbarkeit .
3 .925 . Ettenhrim . Durch

Beschluß des .Amtsge¬
richts Etterche -im vom 7.
Febr . 1827 wurde der am
20 . 2 . 1853 in Schmie¬
heim geborene Johann
Georg Ackermann we¬
gen Verschwendung ent¬
mündig .

Ettenheim , 18. 2. 1927 .
Bad . Amtsgericht.

JerschLekamitmachilssell
Weik-SeWiW.
Für den Neubau des

Dienst - >u. Beamtenwohn¬
gebäudes an der Schul-
bevgstafiel in Pforzheim
sind gemäß VerordnungBad . Ministeriums der

Badische Bawk .

«etwa. ' Dttam auf 31» Dezember 1V2S. «KMVK.
Kassenbestand:

Goldbestand in
unseren Kaffen XX 4 567 213 .54
Goldbestand bei

m

\
Grundkapital ;

Stück 30000 Stammakt . zu 100 .- XX3 000000—
. 10000 . „ * 500.— „ 5000000—

600VorzuaSakt . . . 500 .- . 300000—

XX

8300000 .—
ausländischen
Zentralnoten¬
banken, unbelastet 3 559 055 .66 XX 8126 269.40

Rücklagen . .* # 2100000 .—
aus dem Geschäftsjahr 1926 . . . . 400000—
Auflösung einer Reserve . . . . . 800000.— 3300000 .—

Noten anderer Banken . . . . . 2 222 315 —
Sonstige Kassenbestände . . . . „ 15 677 .12
Eigene Banklloten . . . . . . 1341460 .— 11705 711 .52

Gesamtbetrag der in den Betrieb gegebenen Bank-
Noten zu XX 50.— . .

Guthaben der Giro - und Konto-Korreut -Gläubiger -
27000000 -

Mvlsenvestand .
Wechselbestand abzüglich Rückzinsen .
Lombardforderungen (lt . § 14, 3b, c und d des Privat -

Notenbankgesetzes ) zuzügl . Zinsen bis 31 . Dez . 1926
Bestand an Schatzwechseln und Effekten .Konto-Korrent-Guthaben :

Inkasso-, Giro - und sonstige Guthaben .
Grundstücke:

Bankgebäude in Mannheim und Karlsruhe . . .

3032 345 .94
28741049 .84

1 842 670.55
9907 293.—

18 132 874.75

L> täglich fällige Verbindlichkeiten XX12 414954.12
b ) an eine Kündigungsfrist ge¬

bundene Verbindlichkeiten . . . 17976475.98 30391430 .10
Darlehen der Deutschen Rentenbank Berlin . . . .
Unerhobene Gewinnanteile .
Reingewinn für 1926 . . XX 1635840—

Borttag aus dem Geschäftsjahr 1925 . 100000.—

3 330000 .—
4 675 .50

300000 - XX 1735840.—
abzüglich an die Rücklage . . . . 400000.— i;335 840—

Verbindlichkeitenaus weiterbegebenen,
im Jnlande zahlbaren Wechseln XX 3795167 .21

73 661945 .60 73661945 .60

« »«. Gewirr«- rrrrd SeelMvechmt«- auf 31 Derernbev 1906 . save«.
Steuern . .
Persönliche Unkosten .
Allgemeine Unkosten , sowie Börseneinführung und

Aktienabstempeluna
Zinsen im Scheckverkehr .
Banknotensteuer . .
Auflösung einer Reserve . .
Rücklage aus dem Geschäftsjahr 1926 . *
Reingewinn für 1926 . XX 1 235 840 —
Vortrag vom Jahre 1925 . . . . 100000—

XX
432 903.61
754 843 .54

177 333 .11
1471344 .03

2615 .94
800000 —
400000 —

1 335 840—

Zinsen aus diskontierten Wechseln
Zinsen aus beliehenen Wertpapieren . . . . . .
Zinsen au» Guthaben , Depotgebühren und fonfttge

Erttägniffe .
Ertrag au » eigenen Effetten und Gchatzwechfeln . .
Auflösung einer Reserve .

100000 .—
2 409 336 .97

56 73
^

.97

1668234 .73
340569 .5«

5 374 880.23 5 374 «80.23

Die Dividende für das Jahr 1826 wurde in der heuttgen Generalversammlung
auf 10 % - XX 10 — für die Stammaktie von XX 100—

XX 60 — für die Stammaktte von XX 500 .—
auf 6 % = XX 30.— für die Vorzugsaktie von XX 500.—

festgesetzt und gelangt gegen Einlieferung des Dividendenscheins Rr - 66
in Manuheim und Karlsruher an ttusertir Kaffe » , fernerin Krankfart « . M . r bei der Dtreetto « der DtSeonto -Gesestschaft

und dem Bankhause G. Labesbttrg ,in Berlin , bei der DtreettOU her Dtseaata ^ zesellschaftvon heute ab zur Auszahlung .
Mannheim , den 21 . Februar 1827 . .

*
B1S4

Dev MM bev Na- iilche« BmB.
Betz . Böcke r . Stern . Neuhäuser .

Finanz « , vom 27 . Juli
1922 «ur- 82 . Juli 1924
die Ausbauarbeiten in
öffentlich. Verdingung zu
veogeben. Holzfußböden,
Linoleum - und Flieseich«,
läge , Terrazzo -, Schrei¬
ner -, Schlosser-, Maler -
und Tapezierarbeitonr
Wasser- u . Gaszuleitung .
Waffevableitung u . Abort¬
anlage . Zeichnungen, Be¬
dingungen und Angebots-
Vordrucke liegen bis 7.
März an Werktagen von
8 bis 12 Uhr beim Be¬
zirksbauamt Karlsruhe
Steßainenfir . 28, am 26.Febr . von 8 bis 12 und

2 bis 8 Uhr nnd am 26.
Febr . van 8 bi» 12 Uhr
im Baubüro in der «hem.
Heil - und Pflegoanstalt
in Pforzheim auf . J .826

Angebote find verschlaf -
sen, postfrei mtt Auf-
schvift der betr . Arbert
versehen, bi» 8. März 27,
vor« . Ist Uhr, beim un-
tevzoichneten Amt omzu-
reichen . Um dieselbe Zeit
Eröffnung . Beofand der
Angebote nach auswärts
und Abgabe Von Zeich-
nungen findet nicht statt .
Zufchlagfsfvift 3 Wochen .

Karlsruhe , 22. 8. 1827.
BezirkS-Bamrmt .

Auf den Hauptbahnen
Heidelberg—Bruchsal und
Bruchsal—Brette « fallen
während d. Betriebs 6,670
lcm Meisbettung erneu¬
ert werden mit gründli¬
chem Durchregulieren und
Ausrichten de» Gleises .
Die Arbeiten werde«
entweder zusammen oder
in Lose geteilt vergebe».
Je ein Bedingrrishefi liegt
bei der Bahnmei sterei 1
in Bruchsal und in Brei¬
ten zur Einsichtnahme
auf . Im Benehmen mtt
dies. Dienststellen , welche
weitere Auskunft ertei¬
len , fasten die ArboitS-

ftellen besichtigt werden .
AngobotSvoodrucke find,
soweit der Vorrat reicht,
auf der Kanzler zum
Preise von je 1 RM . er¬
hältlich oder können bei
Mnsenduny dieses Be¬
trages in bar (keine
Briefmarken ) zuzüglich d.
Portos (20 Pf .) bezogen
werden. Die Angeb. find
versiegelt und portofrei
mit der Aufschrift: ,Bet -
tungSevnouevung bei der
Brchnmoistevoi 1 Bruchsal
und Bvetten "

, bi» zum
Bevdingungstermin am
Donnerstag , he» S. März
1927, Mrm . 9 Uhr, bot d.

Unterzeichneten Bezirks¬
stelle vinzuveichen. Zu-'
hlagSfrist 8 Wochen .
Heidelberg, im Febr . 27.

Deutsche Reichsbahn -
Gesellschaft. varstand
her vautuspektio » 2.

Geugeubach. J .908
Vereinsregister M>. I

0 . -8 . 23 Eintrag vom 18.
2 . 27 : Badisch . Schwarz-
« alhperei «, Ortsgruppe
Geugeubuch. Die Eatzun «
ist am 30. Oltröec 1928
errichtet.

Der Gerichstkfchretber
de» Amtsgericht».

Druck B . Braun , Karls -uhe.
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